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Andreas Becker

MV-Wirtschaftwill Impfpflicht undmacht Druck auf Schwesig

In MV geht die Angst vor einem erneuten Lockdown um. Aus der Wirtschaft sind deshalb immer mehr
Signale zu vernehmen, die in Richtung Impfpflicht blinken – und die Regierungschefin in die Pflicht
nehmen.

Schwerin.Was vorWochennochundenkbar erschien
und stets ins Reich der Märchen abgestempelt wor-
den war, rückt offenbar immer näher in den aktuellen
politischen Fokus – die Einführung einer Impfpflicht.
Nicht nur namhafte Ministerpräsidenten wie Markus
Söder (CSU, Bayern) und Wilfried Kretschmann (Grü-
ne, Baden-Württemberg) machen sich vor dem Hin-
tergrundder rasant steigenden Infektionszahlen für ei-
ne Impfpflicht stark, auch in MV mehren sich gerade
aus der Wirtschaft vermehrt Stimmen, die eine Impf-
pflicht für das derzeit wohl einzige Mittel halten, um
die Corona-Pandemie mittelfristig in den Griff zu be-
kommen.

Torsten Haasch, Hauptgeschäftsführer der Industrie-
und Handelskammer für das östliche Mecklenburg-
Vorpommern, nimmt aus derWirtschaft „die Angst vor
einem erneuten Lockdown“ wahr. Und bevor ganze
Betriebe erneut für Monate schließen müssten und
Mitarbeiter durch eine Infizierung oder den Abgang in
andere Branchen oder Bundesländer ausfallen, sol-
le lieber eine Impfpflicht beschlossen werden, so die
„eindeutigen Signale aus den Betrieben“.

Zwar wissen Haasch und die IHK-Mitglieder, dass eine
Impfpflicht kurzfristig nicht helfen werde, die aktuel-
le vierte Welle zu brechen. Mit einer Impfpflicht aber
könne nach vorne geschaut und wahrscheinlich eine
mögliche fünfte Welle verhindert oder zumindest ab-
gemildert werden. „Am Ende sichert uns nur eine ho-
he Impfquote den Ausstieg aus der Pandemie“, sagte
Haasch.

Sven Müller, Geschäftsführer der Vereinigung der Un-
ternehmerverbände in MV, nimmt beim Thema Impf-
pflicht auch die Landesregierung und deren Führung
in die Pflicht. „Eine zeitnahe Runde der Ministerpräsi-
denten aller 16 Bundesländer ist zwingend erforder-
lich. MV-Regierungschefin Manuela Schwesig ist dann
gefordert, Stellung zu beziehen. Der Bund muss für
eine allgemeine Impfpflicht ab Januar 2022 jetzt die
notwendigen Voraussetzungen schaffen“, stellte Mül-
ler klar.

Doch so leicht und schnell will sich Manuela Schwe-
sig inSachengenereller Impfpflicht nicht festlegen las-
sen. Auf Nordkurier-Anfrage sagte die SPD-Politikerin
am Freitag: „Wir müssen besonders die vulnerablen
Gruppen schützen. Die Länder haben bei der Minis-
terpräsidentenkonferenz in der vergangenen Woche
die Bundesregierung gebeten, schnellstmöglich ei-
ne Impfpflicht für alle Mitarbeiter in Krankenhäusern
und Pflegeeinrichtungen einzuführen.“ Sie halte es für
wichtig, dass der Bund das jetzt schnell umsetzt“, be-
tonte Schwesig.

Derweil gab Schwesigs rechte Hand, Staatskanzlei-
Chef Patrick Dahlemann, gestern Abend noch aktuel-
le Impfzahlen bekannt. Demnach habe sich die Zahl
der Erstimpfungen mehr als verdoppelt. In den ers-
ten vier Tagen der Woche wurden 12 300 Erstimpfun-
gen registriert, in der Vorwoche waren es 5500. „Die
neuen Corona-Regeln zeigen Wirkung“, sagte Dahle-
mann. Die Zahl der Auffrischungsimpfungen in den
ersten vier Tagen der Woche gab die Staatskanzlei mit
45 200 an. Auch dieser Wert habe sich verdoppelt.
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Warum auch die AKW-Betreiber nicht zurück zur Nuklearenergie
wollen

Könnten nicht die Laufzeiten der Kernkraftwerke verlängert werden, um die Klimaziele leichter zu
erreichen? Die Betreiber wollen das nicht. Auch sonst spricht wenig dafür.
Es wäre eine besondere Ironie des Schicksals:
Deutschland hat eine neue Regierung unter Beteili-
gung von Atomkraftgegnern der ersten Stunde. Ro-
bert Habeck wird neuer grüner Superminister für Wirt-
schaft undKlimaschutz. Das Umweltressort ist auch in
grüner Hand. Und die EU-Kommission erklärt derweil
Kernenergie zum nachhaltigen Mittel im Kampf gegen
den Klimawandel.

Während in Deutschland Ende nächsten Jahres der
letzte Meiler vom Netz geht, die Tage von Gundrem-
mingen längst gezählt sind, setzt Frankreich etwa ver-
stärkt auf Kernkraft, um die Klimaziele einhalten zu
können. Weltweit werden neue Meiler gebaut. Die
Atomkraft war nie weg, erlebt aber gerade eine Art
Wiederkehr. Auch in Deutschland ist noch immer oder
immer mal wieder zu hören, dass eine Verlängerung
der AKW-Laufzeiten helfen könne, die Klimaziele zu
erreichen. Sachsen-Anhalts Wirtschaftsminister Sven
Schulze ( CDU ) hatte sich offen für eine solche Dis-
kussion gezeigt. Es gibt eine ganze Reihe von Fürspre-
chern der Kernenergie als Mittel zum Zweck, die glo-
bale Erwärmung zu reduzieren. Von Ex-Ifo-Präsident
Hans-Werner Sinn bis zu Bill Gates.

Was RWE, EnBW und E.ON sagen

Diskutieren kann man vieles. Allerdings gibt es in
Deutschland drei entscheidende Player, die über-
haupt erst mal wollen müssten. Es sind die Betrei-
ber der derzeit noch laufenden sechs Atomkraftwer-
ke: RWE, EnBW und E.ON. Eine kurze Umfrage bei den
Energie-Riesen ergibt folgendes, eindeutiges Ergeb-
nis. Eine Renaissance der Atomkraft ist in Deutschland
mit ihnen nicht (mehr) zu machen.

E.ON-Chef Leonhard Birnbaum sagt: „Der Gesetzge-
ber hat vor Jahren entschieden, dass Kernkraft in
Deutschland keine Zukunft hat. Ein Weiterbetrieb un-
serer Kernkraftwerke über den gesetzlichen Endter-
min 2022 hinaus ist für uns kein Thema. Dabei bleibt
es.“ Kurz vor Abschalten in Deutschland eine Debatte
darüber zu starten, obKernkraftwerke einenwichtigen

Beitrag zumKlimaschutz leisten, sei „befremdlich“. Sie
komme „viel zu spät“ und nutze keinem mehr. Birn-
baum sagt weiter: „Allerdings ist offensichtlich, dass
andere Industrienationen dem deutschen Weg nicht
folgen. Sie halten an der Kernenergie als CO2-armer
Energiequelle fest oder integrieren die Kernenergie in
ihren Strommix.“ Natürlich würden also insbesondere
die Franzosen auch weiter Strom aus Kernenergie in
den europäischen Energieverbund einspeisen. „Und
egal, wie wir die erneuerbaren Energien ausbauen,
Deutschlandwird ein Importland für Energie bleiben.“
E.ON betreibt über die Tochter-Gesellschaft Preussen
Elektra noch drei Akws: Brokdorf, Grohnde und Isar 2.

Hören Sie sich dazu auch unsere Podcast-Serie ”Ge-
spalten – Gundremmingen und das Ende der Atom-
kraft” an:

VonEnBW,dieNeckarwestheimBlock II betreibt, heißt
es: „Der Ausstieg aus der Kernenergie ist im Jahr
2011 im politischen und gesellschaftlichen Konsens
beschlossen worden und gesetzlich klar geregelt. Die
Nutzung der Kernenergie für die Stromproduktion hat
sich damit in Deutschland erledigt.“ Die EnBW habe
nach dem damaligen Ausstiegsbeschluss eine lang-
fristige Strategie für den Rückbau ihrer Kernkraftwer-
ke ausgearbeitet, die sie seither „konsequent“ umge-
setzt habe. Fazit: „Die Frage nachder Verlängerungder
Laufzeiten der Kernkraftwerke sowie weitere hypothe-
tische Fragestellungen in diesem Kontext stellen sich
deshalb für die EnBW nicht.“

Und RWE, die noch das Akw Emsland und eben den
Block C in Gundremmingen laufen haben, macht klar:
„Das Kapitel Kernenergie ist für uns abgeschlossen,
wenn unsere letzten beiden Blöcke planmäßig vom
Netz gehen. EineRenaissance ist aus unserer Sichtwe-
der möglich noch wirtschaftlich sinnvoll.“

DIW-Expertin Claudia Kemfert: ”Die Lichter ge-
hen nicht aus”

Dem würde Claudia Kemfert vom Deutschen Institut
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für Wirtschaftsforschung (DIW) nicht widersprechen.
Denn das Fazit einer von ihr betreuten DIW-Studie
lautet: „Die Abschaltung der letzten Atommeiler in
Deutschland führt nicht zu Versorgungsengpässen.“
Kemfert erläutert: „Wenn die letzten sechs Kernkraft-
werke bis Ende 2022 vom Netz gehen, hat dies kei-
ne nennenswerten Auswirkungen auf die Stromkapa-
zitäten insgesamt, die Lichter in Deutschland werden
nicht ausgehen.“ Vielmehr gelte im Gegenteil: „Die Ab-
schaltung ebnet den Übergang zum überfälligen Aus-
bau der erneuerbaren Energien. Kernenergie war von
Anfang an unwirtschaftlich und geprägt von nicht kal-
kulierbaren Risiken.“

Mit Blick auf die EU-Debatte sagte die Expertin für En-
ergiewirtschaft unserer Redaktion: „Wie wir in unserer
aktuellen Studie ausführen, ist die Atomkraft in keins-
ter Weise nachhaltig. Sie sollte somit in der aktuellen
EU-Taxonomie nicht aufgeführt werden.“ Atomenergie
sei sehr teuer und ohne Subventionen nicht wettbe-
werbsfähig. „Wenn einzelne Länder ihre Staatsausga-
ben für horrende Subventionen für die Atomenergie
ausgeben wollen, so ist das ihre Sache. Die Steuergel-
der der EU-Bürger solltendafür nicht ausgegebenwer-
den.“

Ein klare Haltung in der Taxonomie-Debatte auf EU-
Ebene hat auch das Bundesamt für die Sicherheit der
nuklearen Entsorgung (BASE). Die Behörde, die zum
Geschäftsbereich des Bundesumweltministerium ge-
hört, positioniert sich klar gegen den von der EU für
die Nachhaltigkeit von Atomkraft angeführten Bericht
des Joint Research Centers (JRC), eine der Generaldi-
rektionen der Europäischen Kommission.

Die BASE-Stellungnahme besagt im Wesentlichen,
dass „zahlreiche Gründe“ dagegen sprechen, Kern-
energie als nachhaltig zu klassifizieren. Zum einen
bleibe bei Atomkraftwerken immer ein Restrisiko. Sie-
he Fukushima und Tschernobyl. Die Urangewinnung
gehe zudem „mit erheblichen Umweltrisiken“ einher.

Und da die meisten Uranminen außerhalb der EU lä-
gen, könne den Risiken auch nicht durch EU Regu-
lierung begegnet werden. Die ignoriere JRC „weitge-
hend“. Ferner greife die Analyse zu kurz, wenn darin
die These aufgestelltwerde, dassdie Endlagerungund
die Langzeitsicherheit für eine Million Jahre technisch
gelöst seien.Und schließlichbergeAtomkraftnachwie
vor militärische Risiken.

Experte Christoph Pistner: Endlager Frage bleibt
unbeantwortet

Auch Christoph Pistner, Bereichsleiter Nukleartech-
nik & Anlagensicherheit am Darmstädter Öko-Institut,
glaubt nicht, dass die Atomkraft eine entscheidende
Rolle im Kampf gegen den Klimawandel spielt. Ein
Hauptargument, das der Physiker undNuklearexperte
anführt, lautet schlicht: die verbleibende Zeit bis 2050.
Pistner sagt: „Wir reden über Vorlaufzeiten von 10 bis
20 JahrenbisBaustart.“ Dannmüssenochgebautwer-
den. Dazu kommt die Kostenfrage. Denn: „Die großen
internationalen Studien sind sich einig, neue Fotovol-
taik, neue Windenergie ist einfach wesentlich günsti-
ger, als es heutige Kernkraftwerke sind. Und es ist auch
nicht abzusehen, dass sich an diesemTrend etwas än-
dernwird.“ Außerdembleibe die Kernkraft eine Risiko-
technologie. Die Endlager-Frage für hoch radioaktiven
Müll bleibt - nicht nur in Deutschland, sondern in vie-
len Ländern - nach wie vor unbeantwortet.

Und mit Blick auf die Debatte in der Europäischen
Union sagt der Experte: „Die Behauptung, dass die
Kernenergie keinen erheblichen Schaden verursache
und daher als,nachhaltige‘Technologie zur Bekämp-
fung des Klimawandels durch die EU gefördert wer-
den könne, ist – wie eine aktuelle Analyse des Öko-
Instituts zeigt – nicht zulässig. Allein wennman das Ri-
siko schwerer Unfälle betrachtet, wird deutlich, dass
ein „signifikanter Schaden“ nicht ausgeschlossenwer-
den und die Kernenergie deshalb nicht als „nachhal-
tig“ eingestuft werden kann.“
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